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Frage 1: 
Für die wissenschaftlich fundierte Konservierung und Restaurierung von Kunst und Kulturgütern werden aus Sicht des VDR trotz unbestreitbarer 
positiver Ansätze oft zu wenig öffentliche Mittel zur Verfügung gestellt. Dies führt auch dazu, dass betroffene Berufe, wie der des Restaurators 
bzw. der Restauratorin, wirtschaftlich unattraktiv werden. Wir spüren dies bereits am Nachwuchsmangel, aber auch durch prekäre Arbeitssituati-
onen für Berufsausübende. Wir fordern daher ein klares Bekenntnis und spürbares Engagement der Politik und der öffentlichen Hand für das kul-
turelle Erbe und für die, denen seine Erhaltung anvertraut ist – Wie will sich Ihre Partei hierzu positionieren? 
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Das kulturelle Erbe Deutschlands 
verbindet die Menschen mit ihrer 
Heimat und macht zu einem gro-
ßen Teil die Attraktivität unseres 
Landes in der Welt aus. Es wirkt 
in besonderem Maße identitäts-
stiftend. Wir sind uns der Ver-
antwortung bewusst, unser kultu-
relles Erbe zu bewahren und 
erfahrbar zu machen. Wir wollen 
materielle und immaterielle 
Kunst- und Kulturgüter sowie 
Künstlernachlässe als Quellen, 
Kommentare und Zeugen unseres 
kulturellen Gedächtnisses im 
Original bewahren.  
In Deutschland gibt es geschätzte 
1,3 Millionen Denkmäler. Die 
Nachfrage nach den bestehenden 

CDU und CSU ist der Erhalt unse-
res kulturellen Erbes ein Herzens-
anliegen. Das schriftliche Kultur-
gut in Bibliotheken und Archiven 
ist durch massiven Säurefraß, 
Schimmel und Feuchtigkeit be-
droht. Diesem Verlust wollen wir 
nachhaltig und schnell entgegen-
wirken, um die Vielfalt der Hand-
schriften und Buchbestände aus 
vergangenen Jahrhunderten im 
Original zu retten und für zukünf-
tige Generationen zu erhalten. 
Dafür hat die Beauftragte der 
Bundesregierung für Kultur und 
Medien allein für das Jahr 2017 
zusätzliche Fördermittel in Höhe 
von einer Million Euro zur Verfü-
gung gestellt. CDU und CSU wol-

Für DIE LINKE haben der Erhalt 
und die Pflege des kulturellen 
Erbes in seinen verschiedenen 
Ausprägungen wie auch der 
Kulturgutschutz einen hohen 
Stellenwert. In der Substanzer-
haltung und Restaurierung von 
unbeweglichen Kulturdenkmä-
lern von bundesweiter Bedeu-
tung sehen wir eine wichtige 
Aufgabe von gesamtstaatlicher 
Bedeutung. Deswegen setzen 
wir uns in den jährlichen Haus-
haltsberatungen des Bundes 
immer wieder für die Aufsto-
ckung des Bundes-Programms 
„National wertvolle Kultur-
denkmäler“ ein. Eine Fortfüh-
rung des erfolgreichen Denk-

Wir kämpfen für die kulturelle 
Vielfalt. Teil dieser kulturellen 
Vielfalt ist selbstverständlich 
und unverzichtbar das reichhal-
tige kulturelle Erbe. Alte Kunst-
werke und Kulturgüter stellen 
einen direkten Bezug zur Ge-
schichte dar und können 
dadurch Identität stiften und 
Orientierung geben. Wir setzen 
uns deshalb dafür ein, dass das 
kulturelle Erbe professionell 
gepflegt und erhalten wird und 
so an kommende Generationen 
überliefert werden kann. Dazu 
gehört auch, dass Restaura-
tor*innen eine gute Hochschul-
ausbildung bekommen und 
entsprechend ihrer Qualifizie-

Für uns Freie Demokraten hat 
die Bewahrung des nationalen 
Kulturerbes einen hohen Stel-
lenwert. Kultur ist jedoch Ange-
legenheit der Länder. Wir for-
dern diese daher dazu auf, den 
Erhalt von Kulturgütern und 
Denkmälern zu sichern. Hierzu 
gehört auch, sicherzustellen, 
dass genügend Experten für die 
wissenschaftlich fundierte Kon-
servierung und Restaurierung 
von Kunst und Kulturgüter vor-
handen sind. Diese sind oftmals 
freiberuflich tätig. Auf Bundes-
ebene setzen wir Freie Demo-
kraten uns für optimale Ar-
beitsbedingungen für alle selb-
ständig und freiberuflich Täti-



Förderprogrammen des Bundes 
belegt die Notwendigkeit weite-
rer Anstrengungen. Wir werden 
die verschiedenen Denkmalpfle-
ge-Programme des Bundes fort-
setzen und stärken. Wir setzen 
uns auch für eine deutlich ausge-
weitete Bewahrung der künstleri-
schen Nachlässe – insbesondere 
auch der regionalen Künstler-
nachlässe – ein, die deutschland-
weit gesichert werden müssen. 
Die Rettung des schriftlichen und 
filmischen Kulturerbes ist für uns 
von herausragender Bedeutung 
und muss gestärkt werden. 
Exemplarisch sei hier auf beste-
henden Leistungen der Bundesin-
stitutionen Bundesarchiv und 
Deutsche Nationalbibliothek wie 
auch der bundesgeförderten 
Stiftung Preußischer Kulturbesitz, 
der Stiftung Preußischer Schlös-
ser und Gärten sowie der Stiftung 
Deutsche Kinemathek hingewie-
sen, die zum Erhalt von herausra-
genden kulturellen Schätzen 
Deutschlands beitragen.  
Die Zuständigkeit für Kultur und 
die Denkmalpflege liegt nach 
unserem Grundgesetz bei den 
Ländern. Von Bundesseite darf 
nur in begrenzten Fällen eine 
Förderung erfolgen. Die SPD 
bekennt sich im Rahmen des 
kooperativen Kulturföderalismus 
zur Verantwortung des Bundes 
für unser kulturelles Erbe und 

len ihr Engagement zum Erhalt 
insbesondere des schriftlichen 
Kulturguts auch in der nächsten 
Legislaturperiode fortführen.  
 

malschutz-Sonderprogramms ist 
angesichts des nach wie vor 
hohen Bedarfs in den Ländern 
und Kommunen dringend erfor-
derlich. 
Wir fordern in diesem Zusam-
menhang auch eine bedarfsge-
rechte finanzielle Ausstattung 
der Museen, welche auch die 
Möglichkeit der Anstellung bzw. 
Beauftragung ausreichenden 
Fachpersonals beinhaltet. Denn 
der Beruf des „Restaura-
tors/Restauratorin“ ist für den 
Erhalt des kulturellen Erbes und 
des Kulturgutschutzes von gro-
ßer Bedeutung und diese Wert-
schätzung muss sich unserer 
Meinung nach auch in einer 
angemessenen Vergütung nie-
derschlagen. 

rung angemessen bezahlt wer-
den.   

gen ein – so auch für Restaura-
torinnen und Restauratoren. 
  



unterstützt jede Anstrengung 
seitens der öffentlichen Hand 
sowohl auf Bundes- als auch auf 
Landesebene, dieses zu bewah-
ren und zugänglich zu machen.  
Daneben darf aber das Engage-
ment der vielen Privaten, Firmen 
und Stiftungen nicht vergessen 
werden, die ebenfalls zu einem 
ganz erheblichen Teil unser kultu-
relles Erbe pflegen und bewah-
ren. Exemplarisch sei an dieser 
Stelle auf die Arbeit der Deut-
schen Stiftung Denkmalschutz 
hingewiesen. Die SPD erkennt 
dieses bürgerschaftliche Engage-
ment an und begrüßt es aus-
drücklich  
 
 
Frage 2: 
Kultur und Denkmalpflege sind Ländersache, doch unbestreitbar übernimmt auch der Bund hier zunehmend Verantwortung und setzt z.B. in Ge-
stalt der Beauftragten der Bundesregierung für Kultur und Medien entsprechende Trends und Rahmenbedingungen. Schon jetzt sind ein Abbau 
von Fachpersonal an Denkmalpflegebehörden und Initiativen zur Abschaffung denkmalpflegerischer Institutionen in bestimmten Regionen ein 
Problem. Auch an den meisten staatlichen Museen und Stiftungen herrscht ein Ungleichgewicht zwischen den zu leistenden Aufgaben und den zur 
Verfügung stehenden, angemessen tariflich eingruppierten Stellen für Restauratorinnen und Restauratoren mit Hochschulqualifikation. Dies ge-
fährdet auch den Schutz von Kulturgütern – Wie will Ihre Partei mit diesem Problem umgehen?  
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(s.a. Antwort zu Frage 1) Die Beauftragte der Bundesregie-

rung für Kultur und Medien för-
dert mit dem langjährigen Denk-
malpflegeprogramm, dem Denk-
malschutzsonderprogramm sowie 

DIE LINKE setzt sich zum einen 
für einen kooperativen Kultur-
föderalismus und die Gemein-
schaftsaufgabe Kultur ein. Wir 
fordern darüber hinaus auch die 

Denkmalschutz und Denkmal-
pflege sind in Deutschland pri-
mär Ländersache. Die Erhaltung 
national bedeutsamer Kultur-
denkmäler ist aber traditionell 

Kultur und Denkmalpflege sind 
Angelegenheit der Länder. Die 
darüber hinaus unterstützen-
den Programme des Bundes, 
etwa für „National wertvolle 



weiteren Sonder-
investitionsmaßnahmen national 
bedeutende oder das kulturelle 
Erbe mitprägende Kulturdenkmä-
ler in ganz Deutschland. Die Bun-
desförderung ergänzt dabei das 
Engagement der Länder und 
Gemeinden. Denkmalschutz und 
Denkmalpflege sind nach der 
Kompetenzverteilung des Grund-
gesetzes eine originäre Aufgabe 
der Länder, die mit ihren jeweili-
gen Denkmalbehörden und ihrem 
Fachpersonal auch Denkmalei-
gentümer beim Erhalt histori-
scher Baudenkmäler beraten und 
unterstützen. Die Organisation 
und Ausstattung mit Fachperso-
nal und Mitteln bleiben eine 
Angelegenheit der Länder, wel-
che diese eigen-verantwortlich 
wahrnehmen und erfüllen.  
In Bezug auf die angemessene 
tarifliche Eingruppierung von 
Restauratorinnen und Restaura-
toren wurde den veränderten 
Berufsbildern und erhöhten An-
forderungen mit der neuen Ent-
geltordnung des Bundes Rech-
nung getragen. Dadurch bestehen 
seit ihrer Neufassung höhere 
Eingruppierungsmöglichkeiten für 
Restauratorinnen und Restaura-
toren.  
 

Aufnahme des Staatsziels Kultur 
ins Grundgesetz und die Schaf-
fung eines Bundeskulturminis-
teriums. All diese Maßnahmen 
könnten die Kulturförderung in 
den Ländern stärken. Wir setzen 
uns für eine bedarfsgerechte 
Ausstattung öffentlich geförder-
ter Institutionen ein und for-
dern, dass die Vergabe öffentli-
cher Fördermittel im Kulturbe-
reich an soziale Mindeststan-
dards gebunden wird und gen-
dergerecht erfolgt. Beide Forde-
rungen gemeinsam würden es 
ermöglichen, ausreichend Fach-
kräfte im Bereich der Denkmal-
pflege zu beschäftigen und fair 
zu vergüten. 

Aufgabe des Bundes. Mit 
Denkmalschutz-
Förderprogrammen sorgt der 
Bund dafür, dass wichtige Kul-
turdenkmäler erhalten werden 
können. Darüber hinaus werden 
auch Sondermittel für bedeu-
tende Restaurationsvorhaben 
bereitgestellt. Allerdings fehlt 
bisher ein öffentlich zugängli-
cher Kriterienkatalog, der 
transparent offenlegt, inwiefern 
Kultureinrichtungen und auch 
Kulturdenkmäler als „national 
bedeutsam“ einzuordnen sind 
und sich somit für eine Bundes-
förderung qualifizieren. Wir 
setzen uns für die Erarbeitung 
eines solchen Kriterienkatalogs 
ein, damit transparenter und 
damit auch planbarer wird, wo 
mit Unterstützung aus der Kul-
turförderung des Bundes ge-
rechnet werden kann. Um einen 
angemessenen Schutz unserer 
Kulturgüter und Denkmäler zu 
gewährleisten, fordern wir au-
ßerdem eine aufgabengerechte 
Finanzausstattung der Kommu-
nen durch den Bund. Zudem 
setzen wir uns für eine starke 
Städtebauförderung und möch-
ten die Mittel dafür verstetigen. 
Für uns ist auch klar, dass bei 
allen vom Bund geförderten 
Vorhaben – und damit auch bei 
der Restauration von Kulturgut - 
soziale Standards und eine der 

Kulturdenkmäler“, wollen wir 
Freie Demokraten fortsetzen. 
Das aktuelle „Denkmal-
Sonderprogramm“ begrüßen 
wir. 



Qualifizierung angemessene 
Bezahlung unerlässlich sind. 

 
 
Frage 3: 
Die Mehrheit der vom VDR vertretenen Restauratorinnen und Restauratoren ist selbstständig. Die Hochschulausbildung, die sie mitbringen, ist 
hinsichtlich der Dauer und Anforderungen mit einem Ingenieursstudium vergleichbar. Die Aufnahme des Berufes in die Katalogberufe nach § 18 
EStG blieb den Restauratorinnen und Restauratoren bisher aber versagt. Damit einher geht die Schwierigkeit, dass Berufsangehörige immer wie-
der in langwierigen Auseinandersetzungen um die steuerliche Anerkennung als Freiberufler ringen müssen - Welche Möglichkeiten sieht Ihre Par-
tei, die Anerkennung des Restauratorenberufes als Freien Beruf zu stärken?  
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Die Restauratoren werden den 
Gewerbetreibenden zugeordnet, 
da sie im Wesentlichen eine 
handwerkliche Tätigkeit ausüben. 
Dies wurde auch durch die Recht-
sprechung des Bundesfinanzhofes 
bestätigt, nach der Restauratoren 
grundsätzlich Einkünfte aus Ge-
werbebetrieb erzielen. Nur aus-
nahmsweise erzielen sie Einkünf-
te aus selbständiger Arbeit. Dies 
ist der Fall, wenn ein Restaurator 
aufgrund der Beschränkung auf 
die Erstellung von Gutachten und 
Veröffentlichungen wissenschaft-
lich tätig wird oder die Tätigkeit 
des Restaurators bei einer Res-
taurierung eines stark beschädig-
ten Kunstwerks als eigenschöpfe-
rische Leistung (künstlerische 
Tätigkeit) zu bewerten ist. Die 
Zuordnung der Restauratoren zu 

CDU und CSU lehnen eine Ver-
schlechterung der steuerrechtli-
chen Rahmenbedingungen für 
Restauratorinnen und Restaura-
toren ab und planen keine Ände-
rung der gesetzlichen Regelung. 
Restauratorinnen und Restaura-
toren können bereits heute im 
Einkommensteuerrecht als frei-
beruflich gelten, wenn ihre Tätig-
keit wissenschaftlich oder künst-
lerisch im Sinne des § 18 Abs. 1 
Nr. 1 S. 1 EStG ist. Diese bewährte 
Abgrenzung beruht auf der 
Rechtsprechung des Bundesfi-
nanzhofs. Restauratorinnen und 
Restauratoren sind aber auch 
handwerklich tätig. Daher können 
sie nicht generell in die Gruppe 
der freien Berufe aufgenommen 
werden. Es muss immer im Ein-
zelfall entschieden werden, ob 

DIE LINKE befürwortet die Auf-
nahme des Restauratorenberufs 
in die Katalogberufe nach § 18 
EStG. 
Ein erster Schritt wäre es, den 
Beruf des Restaurators/der 
Restauratorin mit akademischer 
Ausbildung unter die künstleri-
schen Berufe zu subsumieren. 
Unserer Auffassung nach ver-
fügt der Beruf auch über ausrei-
chend Alleinstellungsmerkmale, 
um als solcher selbst in die Liste 
aufgenommen zu werden. 
DIE LINKE regt an, hier bereits in 
der Ausbildung zwischen einer 
akademischen Ausbildung, 
welche den Kriterien einer 
künstlerischen Tätigkeit nach § 
18 EStG entspricht, und einer 
handwerklich-praktischen Aus-
bildung zu differenzieren. Der 

Die Schwierigkeiten bei der 
Abgrenzung der Tätigkeiten von 
Restaurator*innen als freiberuf-
lich oder aber gewerblich zeigen 
deutlich, dass die unterschiedli-
che steuerliche Behandlung 
nicht mehr zeitgemäß ist und zu 
Ungerechtigkeiten führt. Wir 
plädieren deshalb für eine steu-
erliche Gleichbehandlung von 
Freien Berufen und Gewerbe-
treibenden. Konkret erreichen 
wollen wir dies durch die Um-
wandlung der Gewerbesteuer in 
eine Gemeindewirtschaftssteu-
er, die auf die Einkommensteu-
erschuld angerechnet werden 
kann. So werden alle gleich 
behandelt, ohne zusätzliche 
Steuerbelastung. 

Die Restauratorinnen und Res-
tauratoren sitzen hier, auch 
nach dem Urteil des Bundesfi-
nanzhofs (BFH), zwischen allen 
Stühlen. Die ständige Aufteilung 
zwischen Kunst und Gewerbe 
bzw. zwischen trennbaren Leis-
tungen und nichttrennbaren 
erzeugt nur Bürokratie ohne 
großen finanzpolitischen Nut-
zen. Im Sinne des Bürokratieab-
baus könnte eine Einordnung in 
den Katalog der Freien Berufe 
daher durchaus sinnvoll sein. 



den Gewerbetreibenden bedeu-
tet in der Regel keine steuerliche 
Mehrbelastung, da die Gewerbe-
steuer bis zu einem Hebesatz von 
400 Prozent auf die Einkommens-
teuer angerechnet werden kann.  

ihre Tätigkeit einkommensteuer-
rechtlich als gewerblich oder als 
freiberuflich beurteilt werden 
kann.  
 
 

Abschluss letzterer sollte die 
Möglichkeit des Zugangs zu 
einer Hochschul-Qualifikation 
enthalten. 

 
 
Frage 4: 
Die soziale Absicherung in Form der Renten- und Krankenversicherung ist für freiberuflich Tätige ein existentielles Problem. Eine geregelte Auf-
nahme in die Künstlersozialkasse und/oder die Möglichkeit, ein eigenes Versorgungswerk zu schaffen, würde eine deutliche Verbesserung der 
prekären Situation vieler „Solo-Selbständigen“ bedeuten – Inwiefern unterstützt Ihre Partei solche Lösungsansätze?  
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Die SPD hat mit dem Projekt 
Zukunft – #NeueGerechtigkeit 
(Ergebnisse unter 
www.spdfraktion.de) sich den 
Herausforderung der gegenwärti-
gen Arbeitswelt gestellt. Sie be-
findet sich in einem grundlegen-
den und sich beschleunigenden 
Wandel: Digitalisierung, Ausglie-
derungen sowie die Internationa-
lisierung von Fertigungs- und 
Lieferketten verändern die Tätig-
keiten inhaltlich und hinsichtlich 
ihrer Verteilung zwischen Unter-
nehmen und Ländern. Neue Ge-
schäftsmodelle wie etwa die 
digitale Plattformwirtschaft las-
sen auch neue Formen der Ar-
beitsorganisation entstehen. Im 
Rahmen dieses Wandels erfahren 
wir auch gravierende Verände-

Grundsätzlich können nur solche 
Personen über die Künstlersozial-
kasse versichert werden, die vom 
Künstlerbegriff im Künstlersozial-
versicherungsgesetz miterfasst 
sind. Dabei enthält das Gesetz 
einen eher offenen Künstlerbe-
griff, den die Rechtsprechung 
durch zahlreiche Kriterien und 
Fallgruppen konkretisiert hat. Es 
ist daher jeweils im Einzelfall zu 
prüfen, ob eine Aufnahme in die 
Künstlersozialversicherung mög-
lich ist. Hierzu führt die Künstler-
sozialkasse eine Liste künstleri-
scher und publizistischer Tätigkei-
ten (Informationsschrift Nr. 6 zur 
Künstlersozialabgabe) und entwi-
ckelt diese laufend fort. Die Auf-
listung gibt eine nicht abschlie-
ßende Übersicht über künstleri-

DIE LINKE steht für den Erhalt 
und den Ausbau der Künstlerso-
zialkasse. DIE LINKE bleibt bei 
ihrer Forderung, den Bundeszu-
schuss zur KSK wieder auf 25 
Prozent zu erhöhen. Wir wollen 
am offenen Kunstbegriff fest-
halten und Lösungen für in 
wechselnden Erwerbsformen 
Tätige finden, z.B. durch eine 
Anpassung der Aufnahmekrite-
rien und Zuverdienst-Grenzen 
aus abhängiger Arbeit. 
Eine Definition des Berufs des 
Restaurators/der Restauratorin 
als künstlerisch-schöpferische 
Tätigkeit würde den Zugang zur 
Künstlersozialkasse ermögli-
chen. 
Für Solo-Selbstständige, die 
keinen Zugang zur Künstlersozi-

Die Künstlersozialkasse sorgt 
schon für eine günstige Absi-
cherung in der gesetzlichen 
Kranken-, Pflege- und Renten-
versicherung. Sie hat sich be-
währt und muss erhalten blei-
ben. Die seit einiger Zeit ver-
stärkten Kontrollen haben dazu 
beigetragen, dass der Beitrag 
der Unternehmen auf absehba-
re Zeit stabil bleiben kann. Uns 
ist bewusst, dass es sich um 
eine Lösung für bestimmte 
Berufsgruppen handelt, die man 
nicht ohne weiteres auf alle 
Soloselbstständigen ausdehnen 
kann.  
Für diejenigen Kreativen, die 
nicht die Voraussetzungen er-
füllen, um in die KSK aufge-
nommen zu werden, fordern 

Wir Freie Demokraten wollen 
die Künstlersozialkasse fortlau-
fend weiterentwickeln und 
zukunftssicher machen. In  
diesen Überlegungen werden 
wir auch die Behandlung der 
Restauratorinnen und Restaura-
toren in Bezug auf die Künstler-
sozialkasse einfließen lassen 
und ihre geregelte Aufnahme 
prüfen. 
 



rungen innerhalb sowie zwischen 
den verschiedenen Formen von 
Erwerbstätigkeit. So ist in den 
letzten zwei Jahrzehnten die 
Gruppe der so genannten Solo-
Selbständigen stark angewach-
sen. Im Jahr 2014 soll diese 
Gruppe in Deutschland etwa 2,35 
Millionen Menschen ausgemacht 
haben.  
Für die SPD ist der Sozialstaat für 
alle da! Deshalb werden wir auch 
neue Beschäftigungsformen wie 
die Solo-Selbstständigkeit absi-
chern und in die Sozialversiche-
rungen einbeziehen. Konkret 
wollen wir die Solo-Selbständigen 
bei ihren Beiträgen zur Kranken-
versicherung entlasten und sie in 
die gesetzliche Rentenversiche-
rung einbeziehen. Spezifische 
Versorgungssysteme, die einen 
der gesetzlichen Rentenversiche-
rung vergleichbaren Leistungsum-
fang bieten, wie die Künstlersozi-
alkasse, sollen davon ausgenom-
men werden.  
Die Aufnahme von Restaurato-
rinnen und Restauratoren in die 
Künstlersozialversicherung ist nur 
im Einzelfall zu entscheiden. Das 
Künstlersozialversicherungsgesetz 
geht vom Begriff des Künstlers 
aus und enthält keine abschlie-
ßende gesetzliche Definition 
zugangsberechtigter Berufsfelder, 
weil sich der Begriff des Künstlers 
seiner Natur nach nicht absolut 

sche oder publizistische Tätigkei-
ten, die vom KSVG regelmäßig 
umfasst werden.  
 

alkasse haben, fordert DIE LIN-
KE, dass einkommenslose Zeiten 
wie Arbeitslosigkeit, Kinderer-
ziehung oder Pflege Angehöri-
ger besser bewertet werden. 
Geringe Rentenansprüche müs-
sen aufgewertet und eine soli-
darische Mindestrente einge-
führt werden. Bei der Arbeitslo-
senversicherung setzt sich DIE 
LINKE nach wie vor für eine 
Verkürzung der Anwartschafts-
zeiten sowie eine Verlängerung 
der Rahmenfrist ein und will die 
Bedingungen für die freiwillige 
Versicherung für Solo-
Selbstständige verbessern. DIE 
LINKE fordert, dass zukünftig 
auch Selbstständige – mit dem 
Einkommen entsprechend ge-
staffelten Beitragssätzen – in 
die gesetzliche Rentenversiche-
rung einbezogen werden. Glei-
ches gilt für die gesetzliche 
Krankenversicherung. 

wir, dass die für Selbstständige 
mit geringem Einkommen be-
sonders belastenden Mindest-
beiträge für die Krankenversi-
cherungsbeiträge deutlich redu-
ziert werden. Das mindestens 
vorausgesetzte Einkommen soll 
auf das Niveau der sonstig frei-
willig Versicherten gesenkt 
werden. Zudem wollen wir 
prüfen, in welcher Weise Auf-
traggeberinnen und Auftragge-
ber einen Beitrag zu den Sozial-
versicherungssystemen leisten 
können und in welcher Weise 
digitale Plattformen, die nicht 
als Auftraggeberinnen, sondern 
„nur“ als Vermittlerinnen frei-
beruflicher Aufträge agieren, 
verpflichtet werden können, 
einen Beitrag zu den Sozialver-
sicherungssystemen zu leisten. 
 
Viele Kreative haben das Prob-
lem, dass sie aufgrund geringen 
Einkommens zu wenig in die 
Rentenversicherung einzahlen. 
Unser Konzept einer Garantie-
rente sieht vor, dass Versicher-
te, die mindestens 30 Jahre in 
die gesetzliche Rentenversiche-
rung, also inklusive der Versi-
cherungszeiten in der Künstler-
sozialversicherung, einbezahlt 
haben – wobei Zeiten der Ar-
beitslosigkeit oder für Kinderer-
ziehung einbezogen werden –, 
einen Anspruch auf eine gesetz-



festlegen lässt und zudem ständi-
gen Veränderungen unterliegt. 
Allerdings hat die Rechtspre-
chung bezüglich des versiche-
rungspflichtigen Personenkreises 
nach dem KSVG bei einzelnen 
Berufen Abgrenzungen vorge-
nommen. Dies gilt u. a. für Res-
tauratorinnen und Restauratoren. 
Sie gehören grundsätzlich nicht 
zu dem nach dem KSVG versi-
cherten Personenkreis, sofern sie 
nicht bei der Restaurationstätig-
keit in nennenswertem Umfang 
eigenständig Werke herstellen 
(BSG v. 25.09.2001 - 3 KR 18/00 
R). Damit kann im Einzelfall eine 
Mitgliedschaft in der Künstlerso-
zialkasse vorliegen. Sollte diese 
nicht bestehen, wird nach unse-
rem Modell eine Mitgliedschaft in 
den gesetzlichen Sozialversiche-
rungssystemen gegeben sein.  
Durch die sogenannte "Friedens-
grenze" zwischen der gesetzli-
chen Rentenversicherung und der 
berufsständischen Versorgung 
können ab 1995 nur noch Versor-
gungswerke der so genannten 
klassischen verkammerten Freien 
Berufe gegründet werden, deren 
Kammer bis 1995 noch über kein 
Versorgungswerk verfügte. Damit 
wurde die Zahl der berufsständi-
schen Versorgungswerke, deren 
Mitglieder sich von der gesetzli-
chen Rentenversicherung befrei-
en lassen können, abschließend 

liche Rente erhalten, die ober-
halb des Grundsicherungsni-
veaus liegt. Davon würden auch 
diejenigen profitieren, die über 
die Künstlersozialkasse abgesi-
chert sind, da die KSK Beiträge 
in die gesetzliche Rentenversi-
cherung zahlt. 
Unser Ziel ist eine solidarische 
Bürgerversicherung, bei der alle 
Einkommensarten einbezogen 
werden und alle Selbstständi-
gen einzahlen, und zwar strikt 
einkommensbezogen. Als einen 
ersten Schritt wollen wir nicht 
anderweitig abgesicherte 
Selbstständige in die gesetzliche 
Rentenversicherung. .Die Bei-
träge zur Rentenversicherung 
müssen weitgehend flexibilisiert 
und dem individuellen Einkom-
men entsprechend bemessen 
werden. Zudem wollen wir die 
Möglichkeit eröffnen, zusätzlich 
zum Pflichtbeitrag freiwillige 
Zahlungen zu leisten, um in 
guten Zeiten Lücken, wie sie 
etwa durch Zeiten der Auftrags-
losigkeit oder Arbeitslosigkeit 
entstehen, zu schließen. Auf 
diese Weise soll es möglich 
werden, in allen Phasen des 
Lebens in die Rentenversiche-
rung einzuzahlen, ob man nun 
gerade angestellt, selbstständig 
tätig oder vorübergehend ar-
beitslos ist. 



begrenzt. Die Gründung einer 
berufsständischen Versorgungs-
einrichtung für die Gruppe der 
Restauratorinnen und Restaura-
toren würde daher auf erhebliche 
Schwierigkeiten stoßen. Nach 
unserem Modell wird die gesetz-
liche Rentenversicherung grund-
sätzlich die solo-selbständigen 
Restauratorinnen und Restaura-
toren aufnehmen.  
 
 
Frage 5:  
Die Berufsbezeichnung „Restauratorin“/„Restaurator“ ist nur in den Ländern Mecklenburg-Vorpommern und Sachsen-Anhalt gesetzlich geschützt. 
Überall sonst in Deutschland darf sich jeder nach Belieben „Restaurator/in“ nennen und seine Dienste als solcher anbieten. Schäden, die durch 
unsachgemäßes Hantieren an Kunst und Kulturgut entstehen, sind unter Umständen irreversibel und gehen nicht nur zu Lasten des einzelnen 
Verbrauchers, sondern unter Umständen der gesamten Gesellschaft – Wird sich Ihre Partei für den Berufstitelschutz der freiberuflich tätigen Res-
tauratorenschaft einsetzen, um das kulturelle Erbe vor nicht fachgerechten Eingriffen zu schützen?  
 
     
SPD CDU/CSU Die LINKE Bündnis 90 - Die Grünen FDP 
     
Der Schutz der Berufsbezeich-
nung „Restaurato-
rin“/„Restaurator“ obliegt nach 
unserem föderalen Staatsver-
ständnis den Ländern. Insofern 
kann hier nur eine Kommentie-
rung der Fragestellungen erfol-
gen. Zu Sicherung der Qualität 
der Arbeitsergebnisse erscheint 
der Schutz der Berufsbezeichnung 
zunächst plausibel, da es um die 
Bestandserhaltung von Kunst- 
und Kulturgut handelt. Insofern 
müssen alle angewendeten Ar-

Eine gesetzliche Regelung zum 
Schutz der Berufsbezeichnung der 
Restauratoren kann auf-grund 
der grundgesetzlichen Kompe-
tenzverteilung nur von den Län-
dern getroffen werden. Im Rah-
men der geplanten bundesein-
heitlich geregelten Fortbildung 
zum Restaurator im Handwerk 
kann der VDR seinen Sachver-
stand gerne einbringen. Dies 
wurde dem VDR auch bereits 
durch die Beauftragte der Bun-
desregierung für Kultur und Me-

DIE LINKE wird sich auch zu-
künftig für einen Berufstitel-
schutz der freiberuflich tätigen 
Restauratoren einsetzen. Ein 
erster Schritt dahin ist die Ein-
führung von entsprechenden 
Landesgesetzen, wie es sie 
mitinitiiert von den LINKEN 
bereits in Mecklenburg-
Vorpommern und Sachsen-
Anhalt gibt. 
Auf Bundesebene wird DIE LIN-
KE über die Einführung eines 
Bundesgesetzes zum Berufsti-

Klare Berufsbezeichnungen, bei 
denen sich die Verbraucherin-
nen und Verbraucher auf eine 
dahinter stehende definierte 
Qualifikation verlassen können, 
sind grundsätzlich im Interesse 
des Verbraucherschutzes. Auf 
der anderen Seite existieren z.B. 
mit dem Diplom-Restaurator, 
dem staatlich geprüften Restau-
rator und dem Restaurator im 
Handwerk bereits geschützte 
Berufsbezeichnungen, die auf 
die entsprechenden Qualifikati-

Für den Schutz der Berufsbe-
zeichnung "Restaurator/in" gibt 
es nachvollziehbare Gründe. 
Wir Freie Demokraten wollen 
den Berufstitelschutz für freibe-
ruflich tätig Restauratorinnen 
und Restauratoren daher prü-
fen. 
Lassen Sie uns dazu auch nach 
der Bundestagswahl im Ge-
spräch bleiben. 



beitsweisen schonend, reversibel, 
und nachvollziehbar sein. Aller-
dings kann der Zugang zu den 
entsprechenden Fach-
Kenntnissen ebenso verschieden, 
wie die Objekte selbst sein. Eine 
abschließende Beurteilung dieser 
Frage ist einheitlich durch die SPD 
bisher nicht erfolgt 
 

dien mitgeteilt 
 

telschutz beraten und prüfen 
lassen, ob dies rechtlich durch-
setzbar wäre. 

onen verweisen. Es gilt hier 
genau abzuwägen, ob eine 
weitere geschützte Berufsbe-
zeichnung, die entsprechende 
Nachweise und Registrierungen 
erfordern würde, allen Beteilig-
ten Vorteile bringt. Diese Auf-
gabe sehen wir bei den Vertre-
ter*innen der Gewerke, die den 
Kern der Restauratorenarbeit 
abdecken. 

  


